
463 der Beilagen zu den stenographischenProtokoUendes Nationalrates XIV. GP 

Bericht 
des parlamentarischen Untersuchungsausschusses 

zur überprüfung der Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen gegen das Abhören 
von Telefongesprächen in den letzten zehn Jahren' 

Der Nationalrat hat in der 'Sitzung vom Gemäß § 43 Abs. 1 der Geschäftsordnung des 
20.' Mai 1976 auf Antrag der Abgeordneten Nationalrates wurde dem Aussehuß'zurBerimt­
Dr. 'Heinz Fischer und Genossen einen Unter- erstattung eine Frist bis zum 31. Dezember 1976 
suchungsaussch\lß, zur, überprüfung der Anwen- gesetzt, die mit Beschluß des Nationalrates vom 
dung der gesetzlichen Bestimmungen gegen das 26. Jänner 1977 bis 1. März 1977 einstimmig 
Abhören von Telephonges.prächen in den .letzten verlängert wurde. . , 
zehn Jahren einstimmig eingesetzt, dem acht ''Der Untersuchungs~usschußkonstitUierte sich 
Mitglieder angehören sollen. pieser Antrag w:urde. am 10.' Juni 197~ mit··. den' Abgeordnete'n 
wie folgt ,begründet: Dr. Gradenegger, Ki~tl, Dr.' Lenzi und Marsch 

"Aus einer pa.rlamentarischen Anfragebeant- von der Sozialistischen Partei Osterreichs, den 
wortungdes Bundesministers für Justiz vom AbgeOrdneten' Dr. Hauser, 'Dr. Koren und 
12. Mai 1976 ist ersichtlich, daß im Zuge gericht-· Steinbau er von der östetreidJ.ischen Volkspartei 
licher Vorerhebungen in ,der Strafsache 24 c und dem Abgeordneten Dr: Broesigke von der 
Vr 532/76 unter anderem die Möglichkeit er- Freiheitlichen Partei österreichs. Zum Obmann 
örtert wurde, bei der hiefür zuständigen Rats- wurde der Abg. Dr.· Broesigke,' zu seinem 
kammer einen Antrag auf überwachung eines ersten Stellvertreter, der Abg. Marsch, zu 
Fernmeldeverkehrs im Sinne des § 149 a be- seinem zwe~ten SteHvertreter detAbg. Dr. Koren 
ziehungsweise § 414 ader Strafprozeßordnung zu gewählt. ' 
stellen. 

Obwohl in der vorstehend genannten Straf­
sache diese überlegungen nicht werte'r verfolgt 
wurden und es insbesondere zu der im Gesetz 
vorgesehenen Antragstellungan die Ratskammet 
nimt gekommen ist, handelt es sich hier um ein 
Problem von grundsätzlicher Bedeutung, das 
eine eingehende parlamentarische Befassung recht­
fertigt. 

. Für ,den Gesetzgeber muß·' es insbesondere 
darum ,gehen .zu prüfen, inwieweit sich die von 
der Bundesregierung vorgeschlagenen und vorn 
Nationalrat am 11. Juli 1974 beschlossenen neuen 
Bestimmungen der Strafprozeßordn:ung (Straf­
prozeßanpassungsgesetz 1974), wonach das Ab­
hÖren von Telephonen zum Unterschied von der 
vor 197 4 gegebenen Rechtslage nur unt.er den 
in den §§ 149 a und 149 b beziehungsweise 414 a 
der, Strafprozeßordnung normierten Voraus­
setzungen möglich ist, inder Praxis bewährt 
haben;" 

In der Sitzung vom 30. September 1976 er­
suchte der Untersuchungs ausschuß die Bundes­
minister für Finanzen, für Inneres, für Justiz 
und für Verkehr, ihm die3!us den letzten 
zehn Jahren bekannt gewo~,denen Fälle oes Ab­
hörens von TelephongespräChen ohne Zus.tim­
mung des Inhabers .der 'Anlage bekanntzugeben. 
Ferner wurde der Bundesminister' fur Inneres 
um die Vorlage folgender Unterlagen ersucht: 

a) Allfällige Aktenvorgängeüber die Dienst­
besprechung vom 12. Feber 1976 im Bun­
desministerium für Inneres mit dem Leiter 
des Sicherheitsbüros und. dem. Unter­
suchungsrichter, 

b) Dienstbesprechung am 20. Feber 1976' zwi­
schen dem Leiter der Staatsanwaltschaft 
Wien und dem des Sicherheitsbüros, 

c) Dienstbesprechung am 4.' März 1976 zwi­
schen der Oberstaatsanwaltschaf.t Wien und 
dem Vertreter des Sicherheitsbüros ·Wien. 
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2 463 der Beilagen 

Der Bundesminister für Justiz wurde zusätz­
lich noch um die Vorlage folgender Unterlagen 
ersucht: 

a) Bericht der Oberstaatsa11lWaltschaft Wien 
vom 29. März 1976, 

b) Bericht der Oberstaatsanwaltschaft Wien 
an das Justizministeiium vom 5. April 
1976, 

c) Bericht der Oberstaatsanwaltschaft Wien 
an das Justizministerium vom 17. Mai 
1976, 

d) aBfällige Aktenvorgänge über die Dienst­
besprechung vom 12. Feber 1976 im Bun­
desministerium für Inneres mit dem Lei­
ter des Sicherheitsbüros und dem Unter­
suchungsrichter, 

e) Dienstbesprechung am 20. Feber 1976 zwi­
schenaem Leiter der Staatsanv.;altschaft 
Wien und dem des ,Sicherheitsbüros, 

f) Dienstbesprechung vom 4. März 1976 zwi­
schender Oberstaatsanwaltschaft Wien und 
dem Vertreter des Sicherheitsbüros Wien. 

Die Bundesminister für Inneres un·d für Justiz 
wurden in diesem Zusammenhang auch ersucht 
mitzuteilen, welche Teile der angeforderten 
Akten vom Untersuchungsausschuß vertraulich 
zu behandeln wären. 

Die angeforderten Berichte und Unterlagen 
sind dem Untersuchungsaussdli.Iß fristgerecht zu­
gegangen. Hinsidltlichder Vertraulichkeit haben 
die Bundesminister ·darauf hingewiesen, daß die 
Berichte und Unterlagen insoweit als vertraulich 
behandelt werden solltep., als durch deren Be­
kanntwerden berechtigt~ .Inter.essen namentlich 
genannter Personen oder Zwecke der Strafverfol­
gung beeinträchtigt werden k,önnten. 

Der Untersuchungs ausschuß hat in der Sitzung 
vom 12. November 1976 beschlossen, aus den 
angeführten Gründen alle ihm zugegangenen 
Berichte und Unterlagen als vertraulich zu be­
handeln, namdem s'ie schon in der Sitzung vom 
30. September 1976 vorläufig für vertraulich 
erklärt worden waren. Hinsichtlich ·des Verhand­
lungsahlaufs hat der Untersuchungsausschuß be­
rei ts in, der Sitzung vom 30. September 1976 
beschlossen, jene Teile als vertraulich zu behan­
deln, die am Schluß jeder Sitzung ausdrücklich 
als solche bezeichnetwerden., ' 

In der Sitzung vom 12. November 1976 haben 
die Bundesministerien für Inneres, Justiz und 
Verkehr zu den von ihnen übermittelten Unter­
lagen Stellung genommen. Zu den Berichten über 
die in den letzten zehn Jahren bekann tgewor­
denen Fälle einer überwachung des ,Fernmelde­
verkehrs wurde auf die Unvollständigkeit der 
Berichte insbesondere für die Zeit vor 1975 hin­
gewiesen. 

Da eine .Evidenz der Fälle einer Telephon­
überwachung gesetzlich nidlt vorgesehen ist, war 
die vollständige Erfassung sämtlicher Fälle auch 

aus länger zurückliegender Zeit nicht möglich. 
Die inden Beridlten der Bundesministerien für 
Finanzen, Inneres, Justiz und Verkehr vorg.eleg­
ten Fälle genügten aber dem Untersudmngsaus­
schuß, um sich einen überblick über die Anwen­
dung der gesetzlichen Bestimmungen über das 
Abhören von Telephongesprächen zu machen. 
Der Untersuchungsausschuß hat diese Berichte 
einschließlich eines ,ergänzenden Berichtes in den 
Sitzungen vom 12. und 18. November 1976 zur 
Kenntnis genommen. 

Auf Grund dieser Berichte stellte der Unter­
suchungsausschuß folgendes fest: 

Wenngleich erst ab 1. Jänner 1975 ein ver­
fassungsgesetzlicher Sdmtz des Fernmeldegeheim­
nisses statuiert und erst mit 'diesem Zeitpunkt 
eine richterliche Verfügung zur' überwachung 
eines Fernmeldeverkehrs erforderlich ist, haben 
die Organe der Post- und Telegraphenverwaltung . 
und die Sicherheitsbehörden von sich aus auch 
schon in den Jahren vor 1975 überwachungen 
nur auf richterlichen Auftrag hin durchgeführt 
bzw. veranlaßt. ' 

Im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Abgabenverfahren und verwaltungshehördlichen 
Finanzstrafverfahren sind überwachungen eines 
Fernmeldeverkehrs nicht erfolgt. Lediglich in 
einem Fall eines in gerichtlicher Zuständigkeit 
gef.ührten Finanzstrafverfahrens im Jahre 1972 
ist es zur überwachung von Fernmeld~~ 
anschlüssen gekommen. Dabei wurde auch der 
Telephonarischluß eines Wirtschaftstreuhänders 
überwacht. Diese überwadmnghat der Oberste 
Gerichtshof mit seiner Entscheidung vom 6. De­
zember 1972 für gesetzwidrig erklärt, weil sie 
mit dem § 146 StPO (in seiner damaligen Fas­
'sung) nicht ,im Einklang gestanden hat. Dies war 
übrigens unter anderem Anlaß für die gesetzliche 
Neuregelung der überwachung eines Fernmelde­
verkehrs durch das Strafprozeßanpassungsgesetz 
im Jahre 1974. 

Die neue Regelung der üherwachung eines 
FernmeJ.deverkehrs in der Strafprozeßordnung 
ist gemeinsam mit ,der neuen Grundrechtsnorm 
des Art. 10 ades Staatsgrundgesetzes am 1. Jän­
ner 1975 in Kraft getreten. 

Nach den §§ 149 a, 149 bund 414 ader StPO 
1975 darf die überwachung eines Fernmelde­
verkehrs nur angeordnet werden, wenn zu er­
warten ist, ,daß dadurch entweder die Aufklärung 
einer vorsätzlich begangenen, mit mehr als ein-' 
jähriger Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren 
Handlung gefördert oder der Aufenthaltsort 
eines flüchtigen oder abwesenden einer solchen 
Straftat Beschuldigten ausgeforscht wevden kann, 
und wenn der Inhaber der Fernmeldeanlage selbst 
;dringend v,erdächtigt ist, die Tat hegangen zu 
haben, oder Gründe für die Annahme vorliegen, 
daß sich der Täter beim Inhaber der Anlage 
aufhalte oder sich rriit ihm telephonisch in Ver­
bindung -setzen werde, oder wenn der Inhaber 
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der'Anlageder überwachung ausdrücklich Zu- Von den mit ausdrücklicher Zustimmung des 
stimmt. Die überwachung der Fernmeldeanlage Inhabers der Fernmeldeanlage durchgeführten 
eines Verte~digers, Rechtsanwaltes, Notars oder überwachungen erfolgte in sechs Fällen die Ari­
Wirtschaftstreuhänders, der nicht selbst der Tat ordnung. unmittelbar durch ,die Ratskammer. In 
verdächtig ist, ist nur mit selnemWissen zulässig. 20 Fällen erfolgte die ·Anordnung wegen Gefahr 
Die Anordnung der Telephonüberwachungsetzt im Verzug durch Besmluß des . Untersuchungs­
einen Beschluß der Ratskammer des Gerimts- richters und mit namfolgender Genehmigung 
hofes, der drei Richter angehören, voraus. Nur durch die Ratskammer. In sechs Fällen ist ,die 
bei Gefahr im 'Verzug darf der Untersuchungs- Genehmigung der Ratskammer nicht unverzüg­
richter allein die Anordnung selbst treff,en. In lieh erfolgt. In allen diesen Fällen hatte, wie den 
einem solmenFall hat aber nachträglidl die Berichten des Bundesministeriums für Justiz zu 
Ratskammer unverzüglich über die Zulässigkeit entnehmen ist, die zuständige Ratskammer keine 
dieser Anordnung zu entsdieiden. Die Ratskam~ Bedenken gegen die Gesetzmäßigkeit der An­
mer hat:bei Wegfallen der Voraussetzungen die ordnung des Untersuchungsrichters, wie dies dann 
Beendigung der überwachung zu· verfügen. Nach jeweils in ,der nachträglimen Genehmigung dieser 
Beendigung der Überwachung .ist der Inhaher der Anordnung durm die R:atskammer zum Aus­
überwamtenFernmeldeanlage von. ,der über- druck gekommen ist. Es handelt sich vielmehr 
wamung in Kenntnis zu setzen und es ist ihm lediglich um eine mißverständliche Auslegung 
Gelegenheit zur Einsichtnahme in die Aufzeich- des Begriffes der l1nverzüglichkeit im § 149 a 
nungen zu geben, desgleid1endem vom Inhaber A1,?s. 2 StPO. Dieses Mißv:erständnis wurde durch 
der Fernmeldeanlage versmiederien Besmuldig- Aussprachen mit den Präsidenten der in Betracht 
ten. Die für das gegenwärtige oder ein erst kommenden Gerichtshöfe ausgeräumt, sodaß die 
einzuleitendes Strafverfahren bedeutSamen Auf- genaue Anwendung der Gesetzeshestimmungen 
zeichnungen sind zum Gerimtsakt zu nehmen. über die überwachung eines Fernmeldeverkehrs 
1m übrigen sind die Aufzeichnungen zu ver- auch hinsimtlich des Erfordernisses der ·Unver­
nichten. Desgleichen sind die Aufzeichnungen' 'zu züglichkeit gewährleistet, erscheint. 
vernichten, wenn 'die überwachung von der Von den ohne Zustimmung des Inhabers der 
Ratskammer oder - im Fall einer Beschwerde - Fernmeldeanlage erfolgten überwachungen cr­
vom Oberlandesgericht für unzulässig erklärt folgte die Anordnung in achiFällenunmihelbar 
worden ist. .. durch die Ratskammer; In zwei Fällen erfolgte die 

über die seit 1. Jän~er 1975 gerichtlich ange- Anordnung wegen Gefahr . im Verzug ~ur?'t Be­
ordneten Telephonüberwachungen ergibt sich schluß des Untersuchungsnchters, wobet dIe Ge-
folgendes' . nehmigung durch die Ratskammer jedoch un-

. verzüglich eingeholt und . erteilt worden ist. 
Von den im Bericht, des l}undesministeriums 

für Inneres im einzelnen angeführten '52 Tele­
phonüberwachungen fanden 33 vordem 1. Jän­
ner' 1975 und die übrigen (19 Fälle) nach dem 
1. Jänner 1975 statt. ' 

Von den mit Zustimmung des Inhabers. "der 
Fernmeldeanlage durchgeführten überwachungen 
trugen diese in drei Fällen. zur Aufklärung der 
Straftat bei. Von den ohne Zustimmung des In­
habers durmgeführten überWachungen' trugen 

Von den vom Bundesministerium für Justiz diese in vier Fällen zur Aufklärung der Straftat 
dem Untersumungsaussmuß insgesamt vorgeleg- bei. 
ten 73 Fälle einer Telephonüberwachung entfallen Im Jahr 1975 wurde in insgesamt 23 Fäll.en 
38 Fälle auf den Zeitraum ab 1. Jänner 1975. die überwachung des Fernmeldeverkehrs gerimt­
Von diesen gerichtlich angeordneten Telephon- lich angeordnet. Damit ist der Anteil der Straf­
überwamungen 1) erfolgten verfahren bei den Gerimtshöfen, in denen es zu 

26 mit ausdrücklicher Zustimmung" des In- einer überwamung des Fernmeldeverkehrs ge­
habers der Anlage (§ 149 a Abs~ 1 Z. 3 I kommen ist, im Verhältnis zum Gesamtanfall der 
StPO), Gerichtshöfe, der im Jahr 1975 41123 Vr-Ver-

10 ohne Zustimmung des Inh~bers der An~ fahren ausgemacht hat, außerordentIim gering; 
lage (§ 149 a Abs. 1 Z. 1 bzw. 2 StPO), er liegt knapp über 1/2 Promille. 
wobei in einem Fall sowohl die über­
wachung der Fernmeldeaillage des Ver.däch­
tigen ohne dessen Zustimmung als auch die 
überwachung einer Fernmeldeanlage mit 
Zustimmung des Inhabers erfolgte. 

1) üb~r zwei Fälle einer gerichtlich angeordneten 
Telephonüberwachung konnten keine näheren Feststel­
lungen getroffen werden, weil es sich dabei um an­
hängige Verfahren handelte und die Strafakten vom 
Gericht nicht entbehrt werden konnten und daher 
nicht zur Verfügung standen. 

Darüber hinaus hat der Untersumungsaus­
schuß auf Grund der von ihm angefor,derten Un­
terlagen betreffend die Dienstbesprechungeil vom 
12. und 20. Feber und 4. März 1976 sowie der 
Berichte der Oberstaatsanwaltschaft Wien vom 
s. April und 17. Mai 1976 sowie an Hand des an­
geforderten Strafaktes 24 (c) d Vr 532/76 des 
Landesgerichtes für Strafsachen Wien auch dieses 
gerichtlime Strafverfahren behandelt. Dazu 
kommt .der Untersuchungsaussmuß auf Grund 
der erwähnten Unterlagen sowie des Protokolls 
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über ,die SitZung im Bundesminist.erium für Justiz 
v,om 19. Mai 1976, ferner mit: Rücksicht auf die 
Zeugenaussagen des LGR .. Dr. Her z man s k y, 
des Polizeirates '. Bau :.e r, des Oberstaats­
anwaltes Dr. Pa usa, des .Hofrates Dr. Ku s 0, 

des Hofrates Ur. Kor n e k und ,des Leitenden 
Ersten Staatsanwaltes Dr. M ü I I e r zu folgen­
der Feststellung: 

Die Staatsanwaltschaft Wien hat am 22. Jän­
ner 1976 zu 24 (c) d Vr 532/76 beim Unter­
suchungsrichter des Landesgerichtes für Straf­
sachen Wien wegen einer Veröffentlichung in 
einer Zeitschrift über interne Vorgänge der 
Staatsanwaltschaft Wien Vorerhebungen wegen 
VerdaChtes der Verletzung eines Amtsgeheim­
nisses und der verbotenen Veröff,entlichung über 
Strafverfahren (§§ 12, 310 Abs. 1 StGB und 
Art. VIII StGNov; 1862) heantrag't, und zwar 
dufch Beschuldigtenverilehm"ung 'des verahtwort­
lichen Redakteurs sowie Ausforschung 'des un­
bekarinten ArtikeIverfassersuhd des unbekann~ 
ten Informanten der Presse. 

Im Zuge dieses Strafverfahr.ens fanden zwi­
schen' den Justiz- und den Sicherheitsbenörden 
nachstehende Dienstbesprechung.en statt: 

1. Am 12. Feber 1976 fand im Sicherheitsbüro 
eine Besprechung zwischen dem Untersuchungs­
richter . LGR Dr. Herzmansky sowie Hofrat 
Dr. Kornek und Polizeirat Bauer vom 
Sicherheitsbüro statt. Die Dienstbesprechung 
diente auf Wunsch' des Untersuchungsrichters der 
Erörterung der kriminaltechnisehen :Möglich­
keiten zur Ausforschung der unbekannten Täter. 
PolizeiratBauer hat· die . Ergebnisse dieser 
Besprechung in einem .polizeiinterneri Amts­
vermerk folgendermaßen zusammengefaßt: 

"Einvernehmlich mit dem U-Reichter' wuroe 
festgelegt, vorerst folgende Punkte abzuklären,: 

1. Eruierung des Verfassers des Artikels ,Re­
volte in der Staatsanwaltschaft', erschienen 
i~ . der periodischen' Druckschrift ,profil' 
Nr. 51 vom 16. Dezember 1975. 

2. Erhebung bei ,der Postverwaltung, inwieweit 
die technische Möglichkeit gegeben ist, die 
Telephonanschlüsse der Redaktion des 
,profil's' zu überwachen .. 

3. Zum gegebenen Zeitpunkt an den U-Richter 
mit dem Ersuchen herantreten, die Tele­
phonanschlüsse der Redaktion ,des ,profil's' 

. bzw. des Privatanschlussesdes in Frage 
kommenden Redakteurs (des Artikelver-
fassers) gemäß §§ 149 a, 414 a StPO zu 
überwachen. 

4. Abholung eines entsprechenden. Gerichts­
auft1'1agesam 13. Feber 1976 um 14.00 Uhr 
auf Zimmer 249 a im LG für Strafsach·en . . 

W,ien." 

LGR Dr. Herzmansky ,erklärte dazu vor dem 
Untersuchungs ausschuß, die Dienstbesprechung 

habe' damit geendet, daß man' ,;vorerst über­
haupt die Möglichkeit ventilieren solle, bevor 
man handelt, man kann nidit in die Ratskammer 
gehen, einen Beschluß erwirken und dann geht 
das Ganze nicht". . 

An dem der Besprechung folgenden Tag, 
nämlich dem 13~ Feber 1976, richtete der Unter­
suchungsrichter an das Sicherheitsbüro das all­
gemein gehaltene schriftliche Ersuchen, den un­
bekannten Verfasser und den unbekannten In­
formariten auszuforschen. Am 18. Feber 1976 
erteilte er auf Grunq eines fernmündlichen An­
trages der Oberstaatsariwaltschaft Wien dem 
Sicherheitsbüro einen solchen Ausforschungsauf­
trag auch hinsichtlich einer. anderen, ebenfalls 
die Staatsanwaltschaft. Wien betreffenden Ver­
öffentlichung in derselben Zeitschrift. Weder am 
13. Feber noch am 18. Feber 1976 und auch nicht 
in ,der Folge wurde ein gerichtlicher Auftrag zu 
einer Hausdurchsuchung oder zu· einer üher­
wachung des Fernmeldeverkehrs erteilt. 

2. Am 20. Feber 1976 fand eine Unterredung 
zwischen dem Leitenden Ersten Staatsanwal.t 
Dr. Müller und Hofrat Dr. Kornek sowiePoli­
zeirat Bauer voin Sicherheitsbüro statt; die 
verschiedene anhängige Verfahren·betraf, dabei 
auch das weitere Vorgehen zur Ausforschung des 
unbekannten Artikelverfassers und des unbe­
kannten Informanten der Zeitschri.ft. 

Es wurde hiebei auch die Frage behandelt, daß 
zum .nunmehrigen Zeitpunkt strafprozessuale 
Maßnahmen, wie die Durchführung v9n Haus­
durchsuchungen oder Telephonüberwachungen, 
zur Förderung stichhalci~er Beweise nicht bei­
tragen konnten. 

3. 13 Tage später, nämlich am 4. März 1976, 
fand eine Besprechung beim Oberstaatsanwalt in 
Wien, Dr. Pausa, statt, an der Hofrat Dr. Kuso, 
Hofrat Dr. Kornek 'Und Polizeirat Bauer 
teilnahm. Erörtert wurde die Frage der Einver­
nahmen von Justizangehörigen durch Beamte d,es 

. Sichetheitsbüros. Ferner' kam man auch auf die 
seinerzeitige Erörterung der Möglichkeit einer 
Telephonüberwachung bei der Besprechüng im 
Sicherheitsbüro am 12. Feber 1976 zu sprechen. 
Der Oberstaatsanwalt in Wien lehnte eine sichet­
heitsbehördliche Einvernahme von Justizange­
hörigell ab und sprach sich auch gegen die Durch­
ftihrung einer Telephonüberwachung in einer 
Zeitungsredaktion im vorliegenden Zusammen­
hang mit Entschiedenheit aus . 

Prüfungsergebnisse: . 

1. Iin Rahmen der Strafrechtsreform wurde mit 
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1975 der Schutz des 
Fernmeldegeheimnisses . verfassungsgesetzlich ge­
währleistet und durch gerichtliche Strafbestim­
mungen gesichert. Nach Art. 10 a. des Staats-' 
grundgesetzes ist ein Eingriff in das Fernmelde­
gehei.mnis nur unter den gesetzlich festgelegten 
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V:oraussetzungen auf Grund ,einer Anordnung 5. In dem in der Folge eingestellten gericht­
des unabhängigen Richters zulässig. Die Voraus- lichen Strafverfahren zu 24 (c) d Vr 532/76 des 
setzungen der Telephonüberwachung wurden in Landesgerichtes für Strafsachen Wien ist die' 
der Strafprozeßordnung 1975 erstmals eingehend Überwachung der Fernmeldeanlagen ein,er Zeit~ 
geregelt. schriften redaktion weder von den Fernmelde-

2. Mit Rücksicht darauf, daß die ihm zuge- oder Sicherheitsbehörden durchgeführt oder ver­
gangenen Berichte mangels einer Aufzeichnungs- anlaßt noch vom Untersuchungsrichter verfügt 
pflicht über die Fälle einer Telephonüberwad1Ung ode~ :,on :der .~~tska~m~r beschlossen worden. 
aus früheren Jahren nur ein sehr unvollständiges Do~ 1st dIe M?gbchkelt e~ner sol.chen ~aßnahme 
Bild geben konnten, regt der Untersuchungs aus- I.:wlschen JustlZ- und .SlcherheltSbehorden er­
schuß an, in Hinkunft alle Fälle einer Telepbon- ortert .worden. Infolge WIdersprechender Angaben 
überwachung - sei es beim Bundesministerium verschleden~rZeugen konr:te der. Unter~uchungs­
für Justiz, beim Bundesministerium für Inneres ausschuß dIegenauen Emzelhelten dIeser Er­
oder bei der Generaldirektion für die Post- und örterungen nicht klären. 
Telegraphenverwaltung - zentral zu erfassen, 6. Die geringe Zahl der seit 1. Jänner 1975 
damit jederzeit ein überblick vorhanden ist, wo von den Gerichten angeordneten Telephonüber­
tatsädllich abgehört wurde. wachungen, insbesondere der ohne Zustimmung 

3. In allen dem Untersuchungs ausschuß be- des Inhabers der Anlage er~olgten! wir~. vom 
richteten Fällen aus der Zeit seit dem 1. Jänner Untersuchung~aussch~ß als elI~ IndIZ dafur. ge-
1975 war die Durchführung der überwachung des wertet, ~aß dIe Genchte nur m dem.Uribedl~gt 
Fernmeldeverkehrs gesetzlich zulässig. Auch hin- ~otw~ndl~en Ausmaß von der gesetzbchen Mog­
sichtlich der Fälle aus früherer Zeit kann fest- hchkelt emer· überwachung des Fernmeldever­
gestellt werden, daß ,die durchgeführten über- kehrs Gebrauch machen. 
wachungen den damals geltenden . gesetzlichen 7. Auch ,die Tatsache, ,daß in vier von zehn Fäl­
Vorschriften entsprachen, mit Ausnahme des er- len in denen ab dem 1. Jänner 1975 eine über­
wähnten Falles eines Finanzstrafverfahrens im wachung des Fernmeldeverkehrs ohne Zustim­
Jahr 1972, der dann auch mit Anlaß für die ge- mung des Inhabers erfolgt ist, die überwachung 
setzliche Neuregelung war. zur Aufklärung der Straftat beigetragen hat, 

4. Unter den seit 1. Jänner 1975 mit Wissen spricht für eine vernünftige Handhabung und die 
und im Interesse des Inhabers der Fernmeldean- kriminalpolitische Ausgewogenheit der gesetz­
lage erfolgten überwachungen befanden sich sechs lichen Regelung. 
Fälle, in denen die Überwachung vom Unter- 8. Die Untersuchungsergebnisse geben daher im 
suchungsrichter wegen Gefahr im Verzug ange- allgemeinen keinen Anlaß, eine Änderung der 
ordnet und von der Ratskammer bestätigt wor- seit 1. Jänner 1975 auf diesem Gebiet bestehen­
den ist,' d~eser' Bestätigungsabschluß aber nicht den Gesetzeslage vorzuschlagen. 
unverzüglich erfolgt ist. Die aus diesem Anlaß Der Untersuchungsausschuß regt aber an, bei 
vom Bundesmin:isterium für Justiz im Einz;elfall den Beratungen über die Regierungsvorlage eines 
jeweils ergriffenen Maßnahmen erscheinen dem Mediengesetzes im Zusammenhang mit dem dort 
Untersuchungsausschuß zielführend und aus- vorgesehenen verstärkten Schutz des Redaktions­
reidlend. geheimnisses auch zu prüfen, durch welche ge-

Das Bundesministerium für Justiz wiI'dersucht setzliche Maßnahme auf die besondere Pröble­
zu prüfen, ob eine dem Erlaß der Oberstaats- matik der überwachung von Telephonanlagen 
anwaltschaft Wien vom 31. Oktober 1972 ent-in Redaltionen Bedacht zu nehmen ist. 
sprechende Regelung betreffend die Bericht- Der Untersuchungs ausschuß stellt somit den 
erstattungspflicht der Staatsanwaltschaften bei An t rag, der Nat-ionalrat wolle diesen Bericht 
beabsichtigten Telephonüberwachungen auch im zur Kenntnis nehmen. 
Wirkungsbereich der anderen Oberstaatsanwalt-
schaften zweckmäßig ist. Wien, 1977 03 14 

Dr. Lenzi 
Beridtterstatter 

Dr. Broesigke 
Obmann 
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